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Preußiſche Geſetzzammlung 


Jahrgang 1924 c Nr. 13. 


Inh alt: Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln zur beſchleunigten Kultivierung privater Heide- und Moorländereien durch den 
halt: Staat, S. 105. — Geſetz über die Beſtrafung der unbefugten Gewinnung von Bernſtein, S. 106. — Bekanntmachung 
zur Anderung der Ausführungsanweiſung zum Reichsgeſetz über die Kleinrentnerfürſorge vom 25. Juni 1923, S. 107. — Bekannt“ 
machung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, Urkunden uſw., S. 108. 


(Nr. 12776.) Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln zur beſchleunigten Kultivierung privater 
Heide⸗ und Moorländereien durch den Staat. Vom 9. Februar 1924. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
8 1. 


Dem Staatsminiſterium wird ein Betrag von 2,8 Millionen Goldmark zur beſchleunigten 
Urbarmachung privater Heide- und Moorländereien durch den Staat zur Verfügung geſtellt. 


8 2. 

(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Deckung der im § 1 bewilligten Summe eine 
Anleihe durch Verausgabung eines entſprechenden Betrags von Schuldverſchreibungen aufzunehmen. 
Die Verwaltung der Anleihe wird der Hauptverwaltung der Staatsſchulden übertragen. Die An⸗ 
leihe iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1ù vom Hundert des für den Anleihezweck aufgenom⸗ 
menen Schuldkapitals unter Hinzurechnung der erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten 
Staatsſchuld oder zur Verrechnung auf bewilligte Anleihen verwendet werden. Als erſparte Zinſen 
ſind 5 vom Hundert der zur Tilgung dieſer Anleihe aufgewendeten oder auf bewilligte Anleihen 
verrechneten Beträge anzuſetzen. 

e) An Stelle der Schuldverſchreibungen dürfen vorübergehend Schatzanweiſungen oder Wechfel 
ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel 
ſind von zwei Mitgliedern der Hauptverwaltung der Staatsſchulden zu unterſchreiben. 

6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwaige zugehörige Zinsſcheine und Wechſel 
dürfen auch ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder nach einem beſtimmten Wertverhältnis 
auf in- und ausländiſche Währung ſowie im Auslande zahlbar, ferner auch auf Einheiten von 
Sachwerten (Tonnen Kali, Zentner Roggen uſw.) geſtellt werden. 

() Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 

) Die Mittel zur Einlöſung der Schatzanweiſungen und Wechſel können durch Ausgabe von 
Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage 
beſchafft werden. a 
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(e) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Einlöſung fällig werdender 
Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf 
Anordnung des Finanzminiſters 14 Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Der Umlauf 
und gegebenenfalls die Verzinſung der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, 
mit dem die Umlauffähigkeit und Verzinſung der einzulöſenden Schuldpapiere aufhört. 


(7) Wann, durch welche Stelle und in welchem Betrage, zu welchem Zins- oder Diskontſatze, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welchem Fälligkeitstage ſowie zu welchem Kurſe 
die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der 
Finanzminiſter. Ihm bleibt im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie der 
näheren Bedingungen für Zahlung im Ausland überlaſſen. b 


Rückeinnahmen, die alljährlich in den Staatshaushaltsanſchlag aufzunehmen ſind, fließen dem 

im § 1 bezeichneten Fonds zu. : 
§ 4. 

Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
und dem Finanzminiſter ob. 5 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 

Berlin, den 9. Februar 1924. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. Wendorff. 


(Nr. 12777.) Geſetz über die Beſtrafung der unbefugten Gewinnung von Bernſtein. Vom 11. Februar 1924. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
| An die Stelle des Artikels I des Geſetzes, betreffend die Beſtrafung der unbefugten Aneig⸗ 
nung von Bernſtein uſw., vom 22. Februar 1867 (GGeſetzſamml. S. 272) treten folgende 
Beſtimmungen: 0 g 

Sl. 


(1) Wer vorſätzlich das Leſen, Schöpfen oder Stechen von Bernſtein an Orten ausübt, an 
denen er hierzu nicht berechtigt iſt, wird mit Geldſtrafe beſtraft. 

(2) Auf Geldſtrafe nicht unter 30 Goldmark und auf Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder 
auf eine dieſer Strafen iſt zu erkennen, wenn das Vergehen zur Nachtzeit oder von mehreren 
gemeinſchaftlich begangen wird. 

(3) Der Verſuch iſt ſtrafbar. 
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98 2. 

() Wer, abgeſehen von den Fällen des § 1, vorſätzlich die Bernſteingewinnung unberechtigt, 
insbeſondere durch Graben, ausübt, wird mit Geldſtrafe nicht unter 50 Goldmark oder mit Ge- 
fängnis bis zu einem Jahre beſtraft. 

(2) Auf Gefängnis nicht unter einem Monat iſt zu erkennen, wenn das Vergehen zur Nacht. 
zeit oder von mehreren gemeinſchaftlich begangen wird. Die Gefängnisſtrafe darf ein Jahr nicht 
überſteigen. 

(3) Der Verſuch iſt ſtrafbar. 

8 3. | 

Handelt der Täter gewerbs- oder gewohnheitsmäßig, jo iſt im Falle des § 1 auf Gefängnis 
nicht unter einem Monat, im Falle des § 2 auf Gefängnis nicht unter drei Monaten zu erkennen. 
Die Gefängnisſtrafe darf zwei Jahre nicht überſteigen. 


8 4. 

Wer beim Fiſchen, Baggern oder auf ſonſtige Weiſe zufällig in den Beſitz von Rohbernſtein 
gelangt, wird, wenn er denſelben nicht unverzüglich an die Verwaltung der Staatlichen Bernftein- 
werke zu Königsberg oder an einen von ihr beſtellten Abnehmer abliefert, mit Geldſtrafe bis zu 
150 Goldmark beſtraft. 

§ 5. 

In den Fällen der §§ 1 und 2 können die zur Bernſteingewinnung geeigneten Werkzeuge 
und Geräte, die der Täter oder einer der Teilnehmer bei ſich geführt hat, eingezogen werden, 
auch wenn ſie weder dem Täter noch einem Teilnehmer gehören. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 11. Februar 1924. 


Siegel) Das Preußiſche Staatminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. Siering. 


(Rr. 12778.) Bekanntmachung zur Anderung der Ausführungsanweiſung zum Reichsgeſetze über die Klein⸗ 
rentnerfürſorge vom 25. Juni 1923 (Geſetzſamml. S. 299). Vom 31. Januar 1924. 


Auf Grund der §§ J, 5 des Geſetzes über Kleinrentnerfürſorge vom 4. Februar 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 104) 
verordne ich, was folgt: 
. Die Ausführungsanweiſung zum Reichsgeſetze über die Kleinrentnerfürſorge vom 25. Juni 1923 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 299) wird wie folgt geändert: 

In 1 Abſ.1 Satz 2 werden die Worte „nach Anhörung des Kreisausſchuſſes hinſichtlich der Land⸗ 
gemeinden und Städte“ durch die Worte erſetzt „hinſichtlich der Landgemeinden und Städte nach Anhörung 
des Kreisausſchuſſes und der beteiligten Gemeinde.“ N 
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J, 1 erhält folgenden Abſ. 2: 5 

Soweit der Landkreis die Fürſorge zu gewähren hat, kann der Kreistag beſchließen, daß die Gemeinden, 
an deren Stelle er die Fürſorge gewährt, ½ der nicht aus Reichsmitteln zu erſtattenden fachlichen Auf 
wendungen tragen. a ; 


II, 1 erhält folgenden Abſ. 2: 
In den Fällen, in denen gemäß I, 1 Abſ. 2 die Gemeinde ¼ der nicht aus Reichsmitteln zu erſtattenden 


Aufwendungen zu tragen verpflichtet iſt, ſteht auch dieſer gegen die Feſtſetzung, Höhe und Art der Fürſorge⸗ 
maßnahmen die Beſchwerde zu. 


Dieſe Bekanntmachung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 31. Januar 1924. 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 
Hirtſiefer. 


Vekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Gefekfamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. Oktober 1923 über die Verleihung des 
Enteignungsrechts an das Elektrizitätswerk Weſterwald, Aktiengeſellſchaft in Marienberg im Kreiſe 
Oberweſterwald, für die Erweiterung und den Betrieb der Waſſergewinnungsanlage der Gemeinde 
Schönberg durch das Amtsblatt der Regierung in Wiesbaden Nr. 47 S. 243, ausgegeben am 
1. Dezember 1923; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 5. Januar 1924 über die Ausdehnung des dem 
Überlandwerk Oſterode, G. m. b. H. in Oſterode Oſtpr., durch Erlaß vom 29. Juni 1923 verliehenen 
Euteignungsrechts auf das Grundeigentum in den Kreiſen Neidenburg, Ortelsburg und Allenftein 
durch das Amtsblatt der Regierung in Allenſtein Nr. 5 S. 25, ausgegeben am 2. Februar 1924 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Januar 1924 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an die Landgemeinden Haaren und Helmern im Kreiſe Büren für die Anlage einer 
gemeinſchaftlichen Waſſerleitung durch das Amtsblatt der Regierung in Minden Nr. 5 S. 19, aus⸗ 
gegeben am 2. Februar 1924; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. Januar 1924 über die Übertragung des 
durch Erlaß vom 4. Oktober 1923 der Landelektrizität G. m. b. H. Uberlandwerk Liebenwerda in 
Falkenberg verliehenen Enteignungsrechts auf das Elektriſitätswerk Überlandzentrale Kreis Liebenwerda 
und Umgegend, e. G. m. b. H. in Falkenberg, durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg 
Nr. 6 S. 29, ausgegeben am 9. Februar 1924. 
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